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Antrag auf eine Prüfung der  Verhältnis.- und Verfassungsmäßigkeit der Hessischen HundeVO 2002 nach Artikel 147 HV, Abs. 2 und Art. 67;
Eilantrag auf Aussetzung dieser HundeVO bis zur Hauptentscheidung;
Sehr geehrte Damen und Herren,

ich beantrage hiermit eine generelle Überprüfung der HundeVO Hessen aus dem Jahr 2002, ihre Verhältnismäßigkeit in der Anwendung und ihre verfassungsmäßige Rechtsgültigkeit in Bezug auf die Hessische Verfassung und auf das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland sowie der Europäischen
Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten;

Gleichzeitig stelle ich einen Eilantrag auf Aussetzung der HundeVO Hessen bis zur endgültigen Klärung dieser Anträge. 
Diese HundeVO Hessen verstößt klar gegen folgende Paragraphen und Rechtsvorschriften: 

GG § 19, Abs. 1, Satz 2; GG Art. 33,
GG Art. 2, Abs. 1 und 2, GG Kap II, Art. 33, GG Art. 20, Abs. 3;
zur Vorlage beim Bundesverfassungsgericht;

so wie gegen:  HSOG § 4, Abs 1,2 und insbesondere 3, HSOG Art. 5;
Sie verstößt zudem auch eindeutig gegen die Europäische Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten, insbesondere gegen:
Art 6, Abs. 1 und 2; Art. 8, Abs. 1 und 2; Art. 13 und Art. 14; 

Begründung:

Seit dem Jahr 2000, indem das meistpuplizierte und bedauernswerte Unglück in Hamburg geschah, sind fundamentale wissenschaftliche Erkenntnisse und Studien, Statistiken sowie Genforschungen erstellt worden, die eindeutig besagen, dass es keinerlei Hunderassen gibt, die ein gesteigertes Gefahrenpotential in ihrer Rasse bergen und somit eine Gefahr für die Bevölkerung oder Tiere darstellen. Entsprechende wissenschaftlich fundierte Aussagen, z. B. durch Herrn Professor Hackbart, Uni Hannover, sind der Hessischen Landesregierung bekannt. 
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Trotz des zwingenden Erkennens, dass die bisherigen Thesen unbewiesen, falsch, hysterisch und ohne jeden Beweis sind, weigert sich die Hessische Landesregierung entsprechende Konsequenzen daraus zu ziehen und schränken die so genannten Listenhundebesitzer in ihrer Lebensführung weiterhin erheblich und weit überzogen ein. Die bestehende HundeVO Hessen sagt wahrheitswidrig aus, dass die Listenhundebesitzer täglich vorsätzlich durch das Ausführen ihrer Hunde Menschen und andere Tiere grundsätzlich im gesteigerten Maße gefährden. Das sind amtliche, üble Nachreden, eine Beleidigung, eine Herabwürdigung meiner Lebensführung und der meiner Familie. Die Hessische Landesregierung verfolgt somit vorsätzlich Listenhundehundehalter, die sich mit der Haltung ihres Hundes nachweislich nichts zu Schulden haben kommen lassen und deren Hunde völlig unauffällig sind. Sie werden massiv, mit Vortäuschungen und kollektiven Lügen gegenüber der Bevölkerung unschuldig verfolgt. Diese vorsätzlichen kollektiven Lügen sollen eine Ächtung in der Bevölkerung erwirken, die sich mit zahlreichen Übergriffen „im Recht“ sieht, gegen Listenhundehalter vorzugehen. Wir werden seit sechs Jahren mit dem öffentlichen Generalverdacht verfolgt, Straftaten zu begehen (Die Bevölkerung zu gefährden, zu nötigen und in Angst zu versetzen), ohne dass dafür auch nur ein Beweis vorgelegt wurde. Gegenteilige Beweise werden vorsätzlich unterdrückt. Des Weiteren werden Amtsträger dazu angespornt, selbst vorsätzlich und wissentlich Weisungen des HMdi zu unterlaufen, wohl darauf vertrauend können, keine Rechtsfolgen zu spüren. 

Diese Sondermaßnahmen und Sondergesetze gegen Listenhundehalter sind im Ergebnis illegal, volksverhetzend und entbehren jeder Grundlage, soweit sie das Urteil und die rechtlichen Möglichkeiten (11UE 3488/04 VGH Gießen vom 10.05.2005) übertreffen. Die Rassengesetze gegen Hundrassen und ihre Halter sind rechtlich nachweislich nicht mehr zu verantworten und steht in keinem Verhältnis zur Wirkung, da sie ohne jeden Sinn und Zweck persönlichen Freiheiten von Bürgern massiv einschränken und sie zum Freiwild des Pöbels werden lassen.
Diese Situation ist der hessischen Landesregierung hinreichend bekannt. Sie beziehen, trotz vieler Aufforderungen und Anfragen vorsätzlich keinerlei neue erforschte Tatsachen in ihre überzogenen Maßnahmen ein und sie haben das auch nicht erkennbar vor. Die meisten Listenhundehalter in Hessen ertragen diesen Druck nur, weil man es vorsätzlich so eingerichtet hat, dass jeder Listenhundehalter durch KANN – Bestimmungen auf Teufel komm raus alle zwei Jahre auf die erneuerte Halteerlaubnis und einem erneuten „Wesenstest“ der Kommunen angewiesen sind und somit Erpressungssituationen gegenüberstehen, denn es entscheidet keine neutrale Fachinstitution über die Erlaubnisse, sondern Amtsinhaber ohne jede Kompetenz in Fragen der artgerechten Hundehaltung, abhängig von den momentanen und ständig wechselnden Intensionen ihrer Vorgesetzten (insgesamt vier HundeVOs). Dieses Verhalten wird ganz eindeutig durch die oben genannten Personen, kraft ihrer vorrangigen politischen und juristischen Positionen, aktiv geleitet und widerrechtlich durch vorsätzliche Unterdrückung von Tatsachen und Beweisen, gezielt untermauert, um rechtspopulistische Vorteile im politischen und juristischen Werdegang zu erreichen und Einnahmequellen für das Land und die Gemeinden auf Dauer einzurichten. Das ist eindeutig und tatsächlich sittlich missbilligend und verstößt massiv gegen jedes demokratische Recht. Ich fordere Schutz vor diesen Übergriffen und Gesinnungsmaßnahmen, die massiv mein Familienleben negativ beeinflussen, die unsere Lebensführung massiv in den Dreck ziehen, uns beleidigen und vorsätzlich falsch anschuldigen, wir würden mit unseren Hunderassen grundsätzlich die Bevölkerung und andere Tiere gefährden. Es gibt keine Hundrasse, die in den letzten zehn Jahren mehr kontrolliert wurde, als die der Listenhunde. Das Ergebnis ist eindeutig und nicht mehr weg zu lügen. Auch nicht von Politikern. 
Ich fordere zudem als Listenhundehalter die gleiche Lebensführung ein wie in Bundesländern, die keine Listenhunde mehr führen oder noch nie geführt haben. In Hessen leben keine Menschen dritter Klasse. 

Wir leben in der Bundesrepublik Deutschland. Es gibt hier eine Einwohnerschaft mit einem Rechtsstatus und einer Rechtsnorm (dem Grundgesetz), die den Politikern heilig sein müssten. Es gilt auch uns zu schützen vor solchen abgesprochenen, vorsätzlichen Übergriffen, vor offenen Anfeindungen und Stigmatisierung. 
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Ich bin nicht mehr gewillt, derartige massive Repressalien einer an Recht und Gesetz gebundenen politischen und juristischen Führung (Art. 20 Abs. 3 GG) hinzunehmen. Zudem stellt sich hier auch die Frage einer bewussten Rechtsbeugung durch die genannten Amtsträger, indem Bürger seitens der politischen Führung bewusst und ohne jede Grundlage mit einer unzulässigen strafrechtlichen „Keule“ bedroht werden, um rechtswidrigen Forderungen, denen man offensichtlich positiv gegenübersteht zur Durchsetzung zu verhelfen. 
Bitte teilen Sie mir das Aktenzeichen mit, unter dem das Verfahren geführt wird, wofür ich Ihnen bereits an dieser Stelle danke. 

Mit freundlichen Grüßen
Fritz – Michael JUNG
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